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Wien ,amMontagden27 .Dezember1926 .ZweiteAusgabe.

WIENERGEMEINDERAT
als

LANDTAG
Sitzungvom27,Dezember1926,

PräsidentDannebergeröffnetumzehnUhrvormittagsdenWiener
Landtagundteiltmit ,dasszufolgedesam26 .NovembervomWienerLand
tagbeschlossenenUnvereinbarkeitsgesetzesdieLandtagsmitglieder
Ellend ,KarberundMüllerihreVerwaltungsratsmandateniedergelegthaber

NunwirddasKraftwagenabgabegesetzverhandelt.StadtratBreitner
stellt zumParagraph5 desGesetzeseinenformalenAenderungsantrag,

dermitdenStimmenderMajoritätangenommenwurde.Sodann
wurdedas Gesetzin zweiter Lesungbeschlossen .

StadtratBreitnerreferiertnunüberdasFürsorgeabgabegesetz
ErgibteinenkurzenUeberblicküberdieVorgeschichtesdesGesetzes.
AlsåmFebruar1923dieEinführungeinerZusatzabgabebeschlossenwurde
warkeinUnterschiedzwischenStadtundLand.ImTextderGesetzgebung
warebenfalls bisher kein Unterschied .Jetzt aber tritt nebendieGe- ¬
meindeWienundnebendas LandWiennochdie BundeshauptstadtWien.

durch die Kosten zurArbeitslosenunterstützg
Es sind Zweifel aufgetaucht ,ob die Belastung Wiens/von der Landesbier

steuergedecktwerdenwird .SelbstnachDatendesMinisteriumsfürsozia
le FürsorgebestehtkeineAussicht,dassWienmitderLandesbiersteuer

derFürsorgeabgabeProzent /hatsein Auslangenfindenwird .DaseineSechzehntel
starkeAnfeindungenerfahren .EswurdenauchvonderMinderheitAnträge
eingebracht,daseineSechzehntelProzentabzuschaffen.Dannsindnoch
ZweifelüberdieGültigkeitdesGesetzesdazugekommen.Daherwaresnütz
lich ,die Streitfragein ihremerhebendstenTeil durchein neuesGesetz
mitAbschaffungdeseinSechzehntelProzentesausderWeltzuschaffen.
FüralleFälleaberstelleichfest ,dassdamitdieGemeindeWienin
keinerWeisezumAusdruckbringt ,dasssie dasalteGesetzhinfälligbe¬
trachtet .

StadtratKunschakführtaus:DassmitdiesemGesetzeineFrage
vonweittragendsterBedeutunggegebensei Zunächsteine ganzinteressan
te verfassungsmässige Frage Gibt es eine eigene GebarungdesLandes
undder Gemeindeoder existiert eine solche nicht ?HerrStadtratBreit¬
ner hat gesagt ,dass es ein eigenesLandeserfordernisgibt aber dieGe¬

meindedafür nicht aufzukommenhat .Dasmagvielleicht dieUeberzeugung
des HerrnStadtrates undseiner Juristen sein ,aber mankannauchaus
sachlicherErwägungGegnerdieserUeberzeugungsein ,Esist einever-¬
fassungsmässigeTatsache ,dassWienmitverfassungsmässigenHoheits¬
rechtenausgestattetist .Esist Tatsache,dassdasLandWienaucheine
eigeneSteuerberechtigunghat .DasErträgnis der Landesbiersteuerzum

BeispieldientzurErfüllungeinerAufgabe,diedurcheinBundesgesetz
demLandWienübertragenwordenist .Darintritt die prihzipielle Bedeu-¬
tungderFragein Erscheinung.DieBundesgesetzgebunghat dieGemeinden
vom1 .OktoberanvonderBeitragspflichtzurArbeitslosenversicherung
enthoben,dieLänderaberverpflichtet,einDrittelzurNotstandsunterstüt-¬
zungbeizustellen .DieBelastungtrifft Wienals Land ,Damitistunzwei¬
deutigzwisshenLandundGemeindeunterschiedenEswurdedannüberdie
BedeckungmitderRegierungverhandeltDieRegierunghat eineBierstouer

vonvierSchillingfür dasHektoliterals Bedeckungvorgeschlagen.Dage-¬

genhatHerrBreitnerwidersprochenundverlangt,dassWienmindestens
sechsSchillingBiersteuereinhebendürfe .DieRegierunghatnachgegeben.
DaherhatderWienerLandtageineBiersteuervonsechsSchillingbeschlos-¬

sen .
DieGemeindeWienist zweimalandemErtragdergemeinsamen

Bundessteuernbeteiligt .SiebezäehtihreAnteilealsGemeindeundals
Land .Esbestehtalsoein eigenerEinnahmenetatdesLandes ,Esbestehtnur
keineigenesLandesbudget ,keineeigeneLandeskasseundkeineeigeneLan
desbuchhaltung,ZudieserFormhabenebennurZweckmässigkeitsgründege
führt ,Es könnte aber ohne weiteres eine eigene Landeskasse ,eineigenes

LandesbudgetundeineeigeneLandesbuchhaltunggebschaffenwerden.Dawür¬
dedannsehrinteressantseinobdieLandeseinnahmendieLandesausgaben
decken .Esist einleuchtend ,dassmandasnicht machtunddaherauchzu
verstehendassinderVerfassungsteht ,dasfürdasErfordernisderStadt
WienalsLandnichtdieGemeindeWienalsGemeindezusorgenhat ,sondern
dassimVoranschlagderGemeindehiefürvorzusehenist .Ichwürdeaber
ganzentschiedenstdavonabraten ,dassmandenStandpunktderMagistrats¬
juristen teilt ,weiler einmalder Gemeindesehrnachteiligwerdenkann
( BeifallbeiderMinderheit) .VomStandpunktunseresWienerVerfassungsle-¬
benskommtaber ,hervorgerufendurchdieses Gesetznocheine anderesehr
ernste Sache in Erscheinung .Zumersten Mal wird hier von derBundeshaupt- ¬

stadt gesprochen .Damitsoll ebensodie Stadt Wienals Land ,wiedieGe- ¬

meindezuverstehensein .Damitist eineStreitfrageaufgerolltworden,
dievielleichtzunächsteineJuristenfrageist .Wirals Laienhabenaber
daraneinbesonderesInteressedenwirsollenheuteunsereZustimmunger-¬
teilen ,ohnesagenzukönnen,obwirunsnichtin eineSituationbegeben
die sehr gefährlich werdenkann( Beifall bei der Minderheit ) .DieUrteile
der Juristen ,die wir eingeholthaben ,gehenscharf auseinander .Waswir
wünsehen ,ist ,dass eine Aussprache mit dem Bundesverfassungsdienst einge - ¬

leitetwird.
Wasnundas Gesetzselbst anlangt ,so habenwir auchhiereine

ReihevonBedenken .Es wirdder Grundsatzder rückwirkendenKraftaufge
stellt .Dasist bei diesemGesetzmateriellnichtvonBedeutung .Eshatje -¬
derUnternehmermitdemeinenSechzehntelProzentsowohlfürOktober,
als auchfür NovemberundDezembergerechnetAbernicht darumhandeltes
sich .Ist erst einmalder Grundsatzder rückwirkendenKraftaufgestellt ,

werverbürgtunsdann ,dassnichtfüralleLandesgesetzesolcheBestimmun
genkommenWerverbüggtunsdafürdassSienichteineandereSteuer
erhöhenundihr rückwirkendeKraft geben ,GegensolcheMöglichkeitenvon
UeberfällenvernichtenderArt auf unser Wirtschaftslebenmüssenwiruns
mitEntschiedenheitverwahren( Beifallbei der Minderheit ) .Wirmüssten
uns auchdanndagegenverwahren ,wennder Geist der WienerSteuergesetze

loyalerwäre ,als diesin Wirklichkeitist .SiehabendochimLustbar
keitssteuergesetz sich die Ermächtigunggeben lassen ,dass derStadtse

natErmässigungendesAbgabesatzesbeschliessenkann .In diesesGesetz
wurdealso schonder Charaktereiner Ermässigungeingeschmuggelt,Das
ist das erste Stadiumdes werdendenSumpfes ,in demsich in einemspäte

ren Stadiumdie Giftgase der Prodektion und der Korruption ergeben( Bei
fall bei der Minderheit ) .DieandereFrage,obdasGesetzvomJahre1923
wiewirbehauptenseineGültigkeitverlorenhatodernicht ,sollgleich
falls untersucht werden .Das Gesetz vom Jahre 1923 bestimmt ,dass für die

Dauerder Beitragsleistungder GeweindezurArbeitslosenunterstützung
die Fürsorgeabgabevon vier auf vier ein viertel und von acht aufabht



ZweiterBogen.
einhalbProzenterhöhtwirdSeit1 .OktoberbestehtaberfürdieGemein-¬
deWienkeineBeitragspflichtzurArbeitslosenunterstützung.Dieerhöhten
FürsorgeabgabenwurdenaberimJahre1923zurBedeckungdesBeitrages
derGemeindezurArbeitslosenunterstützungbeschlossen.Mithinistdas
RechtdieserZusatzabgabenhinfälliggeworden.DasistdieAuffassungdie
wirhaben.NachunsererAuffassunghatdieGemeindeWien,seitdemTag,an
demsie keinenBeitragzurArbeitslosenunterstützungmehrleistet ,die
erhöhteFürsorgeabgabeaufzuhebenNunhat HerrStadtrat Breitner mittöd-¬
licher Sicherheit erklärt ,dass eine solche Deutungnicht angewendetwer- ¬

denkönne,Erhaterklärt ,dassdasalteGesetztrotzdesneuenGesetzes
nichts an Kraft verloran habe ,Ich widerstreite ganzentschiedenstdieser .

Auffassung.DerWiderspruchliegtschondarin ,dassSieheuteeineigenes
Gesetzschaffen .Wirktdas GesetzvomJahre 1923weiter ,dannbrauchenSie
nichtjetzteinGesetzschaffen,wonachdiesesGesetzweiterwirkensoll .
Wirsind vomreingesetzgeberischenStandpunktmit demArtikel 2 desGe- ¬
setzesganzeinverstanden.ErgehtvonderVoraussetzungaus ,dassdasGe-¬
setz vom1 .Oktoberanaufgehörthat zubestehen .WennmanalsodasGesetz
will ,müsstemanesrückwirkendstatuieren.

ZumKapitel1 desGesetzesführtStadtratKunschakaus ,dass
derZweckderAenderungoffensichtlichdersei ,dashalbeProzentder
Zusatzabgabewiederneu aufzurichten undzwarfortlaufend UeberdieTen¬
denzderAenderungwollenwirkeinenKampfführenDieTendenzistdie ,
dieBankenundGeldinstituteweiterhinmitderAbgabezubelastenWir
habenaberkeinBedürfnis,unsmitIhnendarüberineinePolemikeinzu-¬
lassen .Wirwollenühnenaberernstlichzubedenkengeben ,wennSieglau-¬

bendass der Zustahd ,der durchdas neueGesetzeingetreten ist praktika-¬
bel undaufrechterhaltenwerdenkann .WirhaltendenPassus" aufdie

Dauerder Beitragsleistung "fürüberflüssig .Dasheisst nämlich ,wenndie
Beitragsleistung zu Ende ist ,heben sich die achteinhalb Prozent auf ,

WirmachenSiedaraufaufmerksam,dassdieseGefahrbesteht .DieSchluss
folgerungendarausmögenSieselbstableiten .ImGesetzstatuierenSie
die Fursorgeabgabeder Bankenmit achteinhalbProzent .DanebenhabenSie

dieUeberzeugungdassdasWesetzvomJahre1923nichtsanKraftverlo¬
ren hat .Dasheisstdie Bankenmüssendas halbe Prozentzweimalzahlen ,
imWesentlichen ,die Bankenhabenab 1,OktoberneunProzentzuleisten
ObSiedaswollenweissichnicht ,aberichglaubenichtdasssiesich
in eine so unklareRechtslageeinlassensollen .Dassoll jedochIhreSor¬
gesein .

IchwillschliesslichnochfeststellendassderErfolgzu
förderst auf das Eingreifen der Opposition zurückzuführen ist unddie

Oppositionihre Pflicht restlos erfüllt hat .DieOppositionhatihre
Pflicht getan und dem Recht und der Objektivität zum Siege verholfen .

Stadträtin Dr .Møtzkoführt aus ,dass das Gesetzwederseinem

TitelnochseinemInhaltnachaufdiebisherigenFürsorgeabgabegesetze
Bezugnimmt .DasGesetzist in seiner Fassungeine völligeAenderung
beziehungsweise Aufhebungdes Gesetzes vomJahre 1923 Zu derBezeichnun

"Bundeshauptstadt"erklärtdieRednerin,dasses schonseitJahren
hätte Aufgabeder Gemeindeverwaltungsein müssen ,dieFinanzwirtschaft
lichenAngelegenheitenzwischendemLandWienundder GemeindeWienklar
zuregeln ,

DieFürsorgeabgabeistdieunanständigsteundunsittlichste
Steuer ,die es je gegebenhat ,Dafür ,dass ein UnternehmereinemArbei¬
ter Verdienstgibt ,dafür musser Steuer zahlen ,Sie habensichin
ihremProgrammdarauf festgelegt keine indirekten Steuerneinzuheben¬

DieFürsorgeabgabeistjedochimdoppeltenSinneineindirekteSteuer.
Vollkommenablehnenjedochmüssenwir denNamender Steuer ,Sienensen
die eineGemeindeabgabefür öffentlicheFürsorgezwecke,ImGegensatzda¬
zu sagen Sie die Fürsorgeabgabeist keine Zwecksteuerund hat mitFür¬
sorge nichts zu tun ,WarumändernSie dannnicht denNammm?Wirnehmen

dieErmässigungenzurKenntnis,obwohlsienureineunzureichendeLok¬
kerungdesSteuersystemssindsDiegesamteFürsorgeabgabeaberwerden

ihreninnerenAufbaunachwievorbekämpfen.wirwegen
In seinemSchlussworterwidertStadtratBreitneraufdieAus¬

führungen des Stadtrates Funschak und der Stadträtin Dr .Motzko .
UeberdieVerfassungsfrageführtderRedneraus ,dassdasLandsowohlEin-¬
nahmenalsauchAusgabenhabe,dieVerfassungjedochbestimme,dassfür
alles imGemeindebudgetvorzusehensei ,WienhabedieselbeStellungwie
Hamburg.(StadtratKunschak:Hamburgist reichsunmittelbar ),Wienhat
mitHamburgbudgetärgleicheVerhältnisse,SchliesslichersuchtStadtrat
BreitnerumAnnahmedegGesetzes,

DasGesetzwirddanninersterundzweiterLesungbeschlos-¬
senundum1UhrdieSitzunggeschlossen.
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